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Ausblick auf Bern
Heute beginnt in Bern die erste Session des Jahres 2024. Fünf Parlamentsmitglieder

aus demKanton Luzern schreiben darüber, was sie in den kommenden dreiWochen erwartet.

Franz Grüter, Nationalrat SVP

Wichtiger Schritt für Durchgangsbahnhof Luzern
Positive Signale für die Luzer-
ner Bahninfrastruktur und den
Durchgangsbahnhof: Der
Bahnhof Ebikon soll auf vier
Gleise (statt nur zwei) ausge-
baut werden. Das Projekt soll
vorgezogen und in einer einzi-
gen Bauetappe realisiert wer-
den. Dafür hat der Ständerat in
der Wintersession zusätzlich
100Millionen gesprochen.Das
Geschäft kommt nun zu uns in
den Nationalrat.

Die Chancen stehen gut,
dass auch die grosse Kammer
zustimmt. Das Projekt ist wich-
tig für die Bahninfrastruktur in
derZentralschweiz.DerAusbau
desBahnhofsEbikonverbessert
die Verbindungen nach Rot-

kreuz und sorgt für mehr Stabi-
lität beimFahrplan –also fürwe-
niger Verspätungen. Vor allem
aber ist derKapazitätsausbau in
EbikoneineentscheidendeVor-
aussetzung fürdaswichtigste In-
frastrukturprojekt der Zentral-
schweiz: denDurchgangsbahn-
hof Luzern.

Dann möchte ich noch auf
ein zweitesGeschäft hinweisen.
Wir befindenuns inder Schluss-
phase des CO2-Gesetzes. Hier
wollten die linksgrünen Partei-
en einmal mehr die Autofahrer
und das Gewerbe melken. Der
SVP ist es inderKommissionge-
lungen, dieweitereVerteuerung
von Treibstoffen aus dem Ge-
setz herauszustreichen.Die hö-

heren Energiepreise und Le-
benshaltungskosten würden
insbesonderedieFamilienhaus-
halte, das Gewerbe und die
ländliche Bevölkerung treffen.
Also jene, die auf einAuto ange-
wiesen sind. Wenn FDP und
Mitte mitmachen, können wir
dieseMehrbelastung bodigen.

Hasan Candan, Nationalrat SP

Armee braucht Sachlichkeit statt Polemik
Die Bundesgarantien für
Pflichtlager stellen die Versor-
gung des Landes mit lebens-
wichtigen Gütern und Dienst-
leistungen sicher. Dieses un-
scheinbare Geschäft erhält
aufgrunddesAngriffskriegs von
Russland gegen die Ukraine
und der geopolitischen Ent-
wicklungen eine besondereBe-
deutung, die Sicherheitspolitik
gewinnt stark anAufmerksam-
keit. Dies wurde in den letzten
Wochen mit den Diskussionen
rund um die Armee deutlich.

Alles nahm seinen Laufmit
der Absage diverser Grossan-
lässe, unter anderem jener von
«Air Spirit 24» in Emmen, und
gipfelte in einemmedialen Auf

und Ab über Zustand und Fi-
nanzen der Armee – schluss-
endlich ein Sturm im Wasser-
glas. Bundespräsidentin Am-
herd und Korpskommandant
Süssli stehen stark in derKritik.
Die Armee hat kein Finanzpro-
blem, aber nach dieser mögli-
chen InszenierungbeimRingen
um die knappen Bundesfinan-
zen nun einKommunikations-,
Vertrauens- und Reputations-
problem.

Die Sicherheit der Bevölke-
rung ist ein kostbaresGut. Am-
herd und Süssli stehen in der
Verantwortung, dass nach den
Wirrungen Ruhe einkehrt. An-
statt Polemik undAngstmache-
rei braucht es Sachlichkeit in

den Diskussionen und den Fo-
kus auf denVerfassungsauftrag
der Armee. Denn gemäss Art.
58Abs. 2BV trägt dieArmee zur
Erhaltung des Friedens bei,
schützt das Land und seine Be-
völkerung und unterstützt zivi-
le Behörden bei der Abwehr
schwerwiegender Bedrohun-
gen der inneren Sicherheit.

Pius Kaufmann, Nationalrat Mitte

Bahninfrastrukturfonds : Willkommene Aufstockung
In der Frühjahrssession behan-
delnwir imNationalrat die Bot-
schaft zum Stand und zu den
Änderungen der Ausbaupro-
grammeder Bahninfrastruktur.
Für den langfristigen Ausbau
der Bahn hat der Bundesrat zu-
dem die «Perspektive Bahn
2050» verabschiedet. Der Aus-
bau soll zusätzlich zu den ge-
sprochenen Krediten 2,6 Mil-
liarden Franken aus demBahn-
infrastrukturfonds erhalten.
Die Investitionen bis 2035 in
denAusbau des Bahnnetzes be-
laufen sich auf 27 Milliarden
Franken.

Die Finanzkommission,
welcher ich angehöre, begrüsst
dieAufstockung aus demBahn-

infrastrukturfonds. ImRahmen
der Planungen für den Durch-
gangsbahnhof Luzern wurden
verschiedeneMassnahmen ins
Ausbauprogramm aufgenom-
men, die für die spätere Reali-
sierung des Durchgangsbahn-
hofs wichtig sind. Namentlich
der Zusatzkredit für den Zim-
merberg-Basistunnel 2 undder
Ausbau des Bahnhofs Ebikon
auf vierGleise. Über die nächs-
ten Ausbauschritte ab 2035
wird uns der Bundesrat im Jahr
2026die Botschaft vorlegen, in
welcher der Durchgangsbahn-
hof Luzern als Gesamtprojekt
beschrieben undmit demTief-
bahnhof mit Dreilindentunnel
ein erster Teil der Realisierung

finanziert werden soll. Die Fi-
nanzierung des Neustadttun-
nels als zweiter Teil folgt mit
der Botschaft 2030. Als Mit-
glied des Ausschusses «Zen-
tralschweizer Komitee Durch-
gangsbahnhof Luzern» enga-
giere ich mich seit Beginn an
für dieses wichtige Zentral-
schweizer Projekt.

Peter Schilliger, Nationalrat FDP

Wichtige Session für Mobilität und Energie
In dieser Session debattiert der
Ständerat über meine Motion
zum Erhalt von Tempo 50 auf
verkehrsorientierten Strassen.
ImNationalrat wurde diesemit
102 Ja-Stimmen überwiesen.
Grundsätzlich gilt innerorts
eine Höchstgeschwindigkeit
von 50 km/h. Doch in vielen
Städten entstehen immer öfter
flächendeckende Tempo-
30-Zonen.

Die Folge ist ein Kapazitäts-
verlust und immer öfter ein
Ausweichverkehr in dieWohn-
quartiere. Die Hierarchie im
Strassennetzmuss gewährleis-
tet bleiben. Das sieht auch die
zuständige Kommission des

Ständerates so. Die Kommis-
sion hat sich mit meiner Ver-
kehrsvorlage befasst und bean-
tragt, die Motion ebenfalls an-
zunehmen.

Mit Anreizen statt Verboten
kommt auch die Differenzbe-
reinigung desCO2-Gesetzes in
die Schlussphase. Bis zu einem
Drittel der Einnahmen aus der
CO2-Abgabe sollen in das Ge-
bäudeprogramm, die Förde-
rung von erneuerbarer Energie
und in Technologien zur Ver-
minderung der Treibhausgase
fliessen. ImGebäudesektor be-
grüsse ich sehr, dass das Ge-
bäudeprogrammweitergeführt
wird, um weiterhin den Ersatz

von fossil betriebenenHeizun-
gen zu fördern.Das ist nachhal-
tige Energiepolitik.

Andrea Gmür-Schönenberger, Ständerätin Mitte

Individualbesteuerung schafft Ungerechtigkeiten
DerBundesrat hat letzteWoche
seinenVorschlagzurEinführung
der Individualbesteuerung vor-
gelegt. ImStänderatwerdenwir
eine Luzerner Standesinitiative
dazu beraten. Dies lehne ich ab,
denndie Individualbesteuerung
führt nicht zu mehr Gleichstel-
lung, sondern schafft neue Un-
gerechtigkeiten. SowürdenEin-
verdiener- oder Zweiverdiener-
paaremitdeutlichverschiedenen
Einkommen imVergleichzusol-
chenmitgleichhohemEinkom-
menwegender Progression viel
stärker belastet. Das ist unfair.

Zudemwärederadministra-
tive Mehraufwand mit rund 1,8
Millionen zusätzlichen Steuer-
erklärungen immens. Verheira-

tete Paare hätten künftig nicht
mehr nur eine, sondern zwei
Steuererklärungen auszufüllen.
Weiter müssten unzählige
steuerliche Abzüge, die bei
einem Ehepaar für die Wirt-
schaftsgemeinschaftgelten,auf-
getrennt werden. Wenn einer
derbeidenwenigodergarnichts
verdient, würden diese Steuer-
abzüge nichts bringen. Folglich
würden sie immer beim grösse-
renEinkommenabgezogen.Das
gäbe klar Fehlanreize.

Fast alleKantone lehnendie
Individualbesteuerung ab. Ab-
gesehen davon wurde mit dem
klaren Ja zur «Ehe für alle» die
zivilrechtliche Ehe gestärkt. Sie
wird alsGemeinschaft von zwei

Eheleutendefiniert, die persön-
lich, rechtlichundwirtschaftlich
miteinander verbunden sind.
Darangeknüpft sindgegenseiti-
ge Unterstützungsleistungen
oder die Vorsorge. Die Indivi-
dualbesteuerung wäre eine Ab-
kehr von dieser Gemeinschaft.
Solidarität und Verantwortung
sind aber noch heute wichtige
gesellschaftliche Werte, zu
denenwir Sorge tragenmüssen.


